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Verordnung 

über die Gewährung von Vorrechten 
und Befreiungen an die Vereinten Nationen 

Vom 16. Juni 1970 


Auf Grund dos Artikels 3 des Gesetzes vom 
22. Juni 1954 über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Abkommen über die Vorrechte und 
Befreiungen der Sonderorganisationen der Vereinten 
Nationen vom 21. November 1947 und über die Ge¬ 
währung von Vorrechten und Befreiungen an an¬ 
dere zwischenstaatliche Organisationen (Bundesge- 
setzbl, 1954 II S. 639), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 28. Februar 1964 (Bundesgesetzbl. II 
S. 187), verordnet die Bundesregierung mit Zusfim- 
mung des Bundesrates; 

§ 1 

Die Vereinten Nationen besitzen Rechtspersönlich¬ 
keit. Sie können 

a) Verträge schließen, 

b) unbewegliches und bewegliches Vermögen er¬ 
werben und darüber verfügen, 

c) vor Gericht klagen und verklagt werden, 

§ 2 

Die Vereinten Nationen, ihr Vermögen und ihre 
Guthaben, gleichviel wo und in wessen Besitz sie 
sich befinden, genießen Befreiung von der Gerichts¬ 
barkeit, soweit nicht im Einzelfall die Vereinten 
Nationen ausdrücklich darauf verzichtet haben. Ein 
solcher Verzicht umfaßt jedoch nicht Vollstreckungs- 
mtißnalimen. 

§ 3 

Die Räumlichkeiten der Vereinten Nationen sind 
unverletzlich. Ihr Vermögen und ihre Guthaben, 
gleichviel wo und in wessen Besitz sie sich befin¬ 
den, sind der Durchsuchung, Beschlagnahme, Einzie¬ 
hung, Enteignung und jeder sonstigen Form eines 
Eingriffs durch die vollziehende Gewalt oder die 
Justiz entzogen, 

§ 4 

Die Aichive der Vereinten Nationen und alle ihr 
gehörenden oder in ihrem Besitz befindlichen 
Schriftstücke sind unverletzlidr, gleichviel wo sie 
sich befinden. 


§ 5 

Ungeachtet irgendwelcher hnanzieller Kontrollen, 
Regelungen oder Stillhallemaßnahmen können die 
Vereinten Nationen 

a) Geldmittel, Gold oder Devisen jeder Art besitzen 
und Konten in jeder Währung unterhalten, 

b) ihre Mittel, ihr Gold oder ihre Devisen in die 
Bundesrepublik Deutschland sowie innerhalb und 
aus der Bundesrepublik Deutschland frei transfe¬ 
rieren und alle in ihrem Besitz befindlichen De¬ 
visen in jede andere Währung umwechseln. 


§ 6 

Die Vereinten Nationen, ihre Guthaben, Einkünfte 
und sonstigen Vermögenswerte genießen Befreiung 

a) von jeder direkten Steuer, jedoch mit Ausnahme 
von Gebühren, die lediglich eine Vergütung für 
Leistungen öffentlicher Versorgungsdienste dar- 
stellen, 

b) von allen Zöllen, Ein- und Ausfuhrverboten und 
-beschränkungen hinsichtlich der von den Verein¬ 
ten Nationen für ihren amtlichen Gebrauch ein- 
oder ausgeführten Gegenstände. Die demgemäß 
zollfrei eingeführten Gegenstände dürfen jedoch 
nicht veräußert werden, es sei denn zu Bedingun¬ 
gen, denen die zuständigen deutschen Stellen zu¬ 
gestimmt haben, 

c) von allen Zöllen, Ein- und Ausfuhrverboten und 
-beschränkungen hinsichtlich ihrer Veröffent¬ 
lichungen. 

§ 7 

Die zuständigen deutschen Stellen tieften bei grö¬ 
ßeren Einkäufen der Vereinten Nationen für ihren 
amtlichen Bedarf, wenn im Preis Verbrauchsteuern 
und Verkaufsabgaben enthalten sind, im Einzelfdll 
nach Möglidikeit geeignete Verwaltungsanordnun¬ 
gen für das Erlassen oder Erstatten des Betrags 
dieser Steuern und Abgaben. 
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^ ö 

Für ihren diuüicheti NcichiidUenveikehr genielien 
die Vereinten Nationen keine ungünstigere Behand¬ 
lung, als diese jeder anderen Regierung einschließ¬ 
lich ihrer diplomatischen Vertretung gewährt wird; 
dies gilt für Prioritäten. Posttarife und -gebühren, 
Kabelgramme, Telegramme, Funktclegramme, Funk¬ 
bilder, Fernsprech- und sonstige Verbindungen sowie 
in bezug auf Presselarife lür Informationen an 
Presse und Rundfunk. Die amtliche Korrespondenz 
und der sonstige amtliche Nachrichtenverkehr der 
Vereinten Nalioncm unterliegen keiner Zensur. 

Ü 0 j 

Die \eieinten Nationen sind beiechtigl, Ver¬ 
schlüsselungen zu verwenden sowie ihre Korrespon¬ 
denz durch Kurier oder in versiegelten Behältern 
zu versenden und zu empfangen; hierfür gelten die¬ 
selben Vorrechte und Befreiungen wie für diploma¬ 
tische Kuricue und diplomatischc's Kuriergepäck. 

it 11) 

Die Vertreter der .Mitglieder bei den Haupt- und 
Nebenorganen der Vereinten Nationen und auf den 
v on den Vereinten Nationen anberaumten Konferen¬ 
zen genießen während der Wahrnehmung ihrer 
\ufgaben und während ihrer Reise nach und von 
dem Tagungsort alle Vorredite, Befreiungen und 
Erleichterungen, die Diplomaten gemäß dem Wiener 
Übereinkommen über diplomatische Beziehungen 
vom 18, April 1961 (Bundesgeselzbl. 1964 II S. 957) 
zustehen, mit .Ausnahme der Befreiungen des Arti¬ 
kels 36 Abs. 1 Buchstabe b. Das gleiche gilt für ihre 
Ehegatten. 

§ II 

Ltm den Vertretern der Mitglieder bei den llaupt- 
und Nebenorganen der Vereinten Nationen und auf 
den von den Vereinten Nationen anberaumten Kon¬ 
ferenzen volle Freiheit des Wortes und völlige Un¬ 
abhängigkeit bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
zu gewährleisten, wird ihnen die Befreiung von der 
Gerichtsbarkeit in bezug auf ihre mündlichen und 
schriftlichen Äußerungen und ihre in Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben vorgenommenen Handlungen auch 
dann noch gewährt, wenn sie nicht mehr Vertreter 
son Mitgliedern sind. 

§ 12 

Hängt die Erhebung einer Steuer vom Aulenthall 
des Steuerpflichtigen in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ab, so gelten die Zeiten, während deren sich 
Vertreter von Mitgliedern bei den Haupt- und Ne¬ 
benorganen der Vereinten Nationen und auf den von 
den Vereinten Nationen anberaumten Konferenzen 
zwecks Wahrnehmung ihrer Aufgaben in der Bundes- 
lepublik Deutschland tcefinden, nicht als Aufenthalts¬ 
zeiten. 

§ 13 

Die Vorrechte und Befreiungen werden den Ver¬ 
tretern der Mitglieder bei den Haupt- und Neben¬ 
organen der Vereinten Nationen und auf den von 
den Vereinten Nationen anberaumten Konferenzen 
nicht zu ihrem persönlichen Vorteil gewahrt, sondern 
zu dem Zweck, die unabhängige Wahrnehmung ihrer 


Aufgaben bei den Vereinten Nationen sichei zustel¬ 
len. Infolgedessen ist die Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland berechtigt, die Bcdieiung eines Ver¬ 
treters in allen Fällen aul/uheben, in denen sie 
verhindern würde, daß der Gerechtigkeit Genüge 
geschieht, und in denen sie ohne Schädigung des 
Zwecks, für den sie gewährt wird, aufgehoben wer¬ 
den kann. Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land wird die Befreiung jedoch nur dann aufheben, 
w'cnn sie zuvor die Stellungnahme des Mitglieds 
eingeholt hat und dieses die .Aufhebung befürwortet. 
Der Bundesminister des Auswärtigen gibt die Be- 
sdilüsse der Bundesregierung im Bundesan/eigm 
bekannt. 

§ N 

Der Begritl „Vertreter" umlaßl hieibei <illc Dele¬ 
gierten, stellvertretenden Delegierten, Berater, tech¬ 
nische Sachverständige und Dclegationssekreläre. 

« 15 

Bedienstete dei Vereinten Nalionen im Sijuie die¬ 
ser Verordnung sind diejenigen Personen, die dem 
vom Generalsekretär bestimmten und in einer Liste 
der Generalversammlung vorgelegten Gruppen an- 
gehören und deren Namen der Generalsekretär der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland perio¬ 
disch bekannt gibt. 

Die Bediensteten der Vereinten Nationen 
a) genießen Befreiung von der Gerichtsbarkeit hin¬ 
sichtlich der von ihnen in ihrer amtlichen Eigen¬ 
schaft vorgenommenen Handlungen (einschließ¬ 
lich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerun¬ 
gen); 

bl sind von allen Steuern auf die \ on den Vereinten 
Nationen gezahlten Gehälter und sonstigen Be¬ 
züge für die den Vereinten Nationen erbrachten 
Dienste befreit; 

c) sind von jeder nationalen Dienstleistung beireit; 

d) genießen lür sich selbst, ihre Ehegatten und die 
von ihnen unterhaltenen Familienmitglieder Be- 
treiung von allen Einwanderungsbeschränkungen 
und der Aufenlhaltsanzeigepflicht. Die allgemeine 
und besondere Meldepflicht nach den Melde¬ 
gesetzen der Länder bleibt unberührt; 

e| genießen in bezug auf Devisenerleichterungen 
dieselben Vorrechte wie Bedienstete vergleich¬ 
baren Ranges, die den bei der betreffenden Re¬ 
gierung beglaubigten diplomatischen Vertretun¬ 
gen angehören; 

1) genießen für sich selbst, ihre Ehegatten und die 
von ihnen unterhaltenen Familienmitglieder in 
Zeiten internationaler Krisen dieselben Erleichte¬ 
rungen bezüglich der Heimschaffung wie dijrlo- 
malische Vertreter; 

g) sind berechtigt, ihre Möbel und ihre persönliche 
Habe bei ihrem ersten Amtsantritt in die Bundes¬ 
republik Deutschland zollfrei oinzuführen. 

§ 16 

Außer den in § 15 vorgesehenen Vorrechten und 
Befreiungen genießen der Generalsekretär und alle 
nachgeordneten Generalsekretäre für sich selbst, 
ihre Ehegatten und minderjährigen Kinder, die narb 
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dom V\ lonoi i l)oioinkoininon über dii)lomü1 isdie 
Bc/iotuingon vorn 18. April 1961 (RiinrlosgesPtzbl. 
1964 II S. 957) Diplomnlon xusK'hond.'u W.norblo, 
Bolroiiinfimi und Erloidibunnrir'n. 

sS 17 

Dio in Kl voKjosohonen zu.sdl/bohon Vorrmhlo, 
Befreiungen und Eiloidiferiingen gelten auch liir 
(.len Vertrelor des Ilolnrn riüchllingskommissars dc'r 
V'erointon Nationen in Deutschland sowie lür dessen 
ChegatlcMi und mindi'i iahrige Kinder. 

18 

Die X orreehle und Belroiungen werden den Be- 
dienslelen lediglich iin Inicresse der Vereinten Na¬ 
tionen und nicht zu ihrem jrersrmlidien V'^orteil 
gewählt. Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ist berechtigt, die einem Bediensteten gewahrte 
Befreiung in allen Fällen aufzuKeben, in denen sie 
verhindern würde, daß der Gererhligkeil Ctenüge 
(jeschieht, und in demen sir» ohne Schädigung der 
Interessen der Vereinlen Nationen autgehoben wer¬ 
den kann. Die Rirgierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land wird die Befreiung jedoch nur dann aufheben, 
w'enn sic; zuvor die Stellungnahme des General¬ 
sekretärs eingc'holt h.it und dieser die .Aufhebung 
befürwortet. Der Bundesminisler des Auswärtigen 
gibt die Beschlüsse der Rundesrr'gierung im Bundes- 
anzeiger bekannl. 

§ 19 

Sacliveislanüige (mit Ausnahme von Bediensteten 
im Sinne der §§ 1.5 - 18) genießen, wenn sie Aufträge 
liir die Vereinlen Nationen durchlühren, während 
dei Dauer dieser Mission einschließlich der Reise 
die zur unabhängigen Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
eiforderlichen Vorrechte und Belreiungen. Insbeson¬ 
dere genießen sie die folgenden: 

a) Befreiung von Festnahme oder Halt und von der 
Beschlagnahme ihres persönlichen Gepäcks; 

b) Befreiung von jeder Gerichtsbarkeit hinsichtlich 
der von ihnen im Verlaufe der Erledigung ihres 
kuftrags vorgenommenen Ihindlungen ein.schließ- 
lich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerun¬ 
gen. Diese Befreiung der Sachverständigen bleibt 
auch nach Beenclicjung ihrer Tätigkeit für die 
Vereinten Nationen bestehen; 

<) Unverlet/lichkeil aller Schriftstücke und Ibkun- 
den; 

d| das Recht, lür ihren Verkehr mit den Vereinten 
Nationen Verschlüsselungen zu verw'enden und 
Scliriltstücke durch Kurier oder in vc-rsiegellen 
Behältern zu empfangen; 


e) in bezug aut Wahrungs- und Dev isenv oi si In 111 en 
die.selbcm Erleichterungen wie VerlK'tei auslan- 
dischei Regierunrieii in \ oriibergeliemlei ,mii- 
licher Mission, 

I) sowie auf ihr persönliches Gepäck dieselben Be¬ 
lreiungen und ü.rleiclilerungen wie Diplom,ilen. 


Die Vorrechte und Belreiungen werden den Sach- 
versländigen im Interesse der \ i'ieinten Nationen 
und nicht zu ihrem [rersönliclien Vorteil gewahrt 
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist 
berechtigt, die einem Sachverständigen gewährte 
Befreiung in allen Fällen atilzuheben, in denen sie 
veuhindern würde, daß clor Gerochtigkcil Genüge 
geschieht, und in denen sie ohne' Schädigung clor 
Interessen der Vereinten Nalionen aufgehoben wer¬ 
den kann. Die Regierung der Bundesrepublik Deulsch- 
land wird die Befreiung jedoch nur dann aufheben, 
wenn sie zuvor die Stellungnahme des General¬ 
sekretärs eingeholt hat und dieser dio Aufhebung 
hefürwortel. Der Bundesniinister des Auswärtigen 
gibt die Bcsclilüsso (h-r Biindosregii'iiiiui im nuncic's- 
anzeigei bekannt. 

5 21 

Die Veieinten Nalionen können liir geeignete 
\ erlahrcn sorgen zur Beilegung 
<t) von Streitigkeiten aus privatrechtlichen Verliägen 
oder von anderen privatrechflichon Streitigkeiten, 
bei denc'ii die Vereinten Nalionen Slrc'itiiarlei 
sind, 

b) von Sircütigkc.'iteii, <m denen ein Becliensleler der 
Vereinten Nationen beteiligt ist, der aiii Grund 
seiner amtlichen Stellung Belreiung v on der Ge- 
lichl.sbarkeit genießt, sofern diesi nidi! .iiifge- 
hohen worden ist. 

^ 22 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Drillen Über- 
leilungsgosolzcs vom 4. .lanuar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 4 des Geset¬ 
zes vom 22. .Iiini 1954 über den Beitritt der Bundes¬ 
republik Deutschland zum Abkommen über die Vor¬ 
rechte und Befreiungen der Soncterurganisationen 
clor Vereinlen Nalionen vom 21. November 1947 und 
über die Gewährung von Vorrechten und Befreiun¬ 
gen an andere zwischenstaalliche Organisationen, 
zuletz.l geändert durch das Gesetz vom 28. Februar 
1964, auch im Land Berlin. 

§ 23 

Diese Verordnung triff, soweit i's sich um die An¬ 
wendung des § 7 handelt, rückw irkmul zum 30. No¬ 
vember 1968, im übrigen am Tac/e n,ifh ilirei \'ei- 
kiindiing in Kraft. 


Bonn, den 


16. Juni 1970 


Der 


Bundeskanzler 
B r d n d t 


s ni i n i s t e r dos A u s w a r t i g e n 
Scheel 


D e 1 B u n d e 
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Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 11/70 — Zollkontingente für Rohblei und Rohzink) 


Vom 19. 

Aut Gl und des § 77 Abs. 3 Nr. 1 des Zollgosetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 
1970 (Bundcsgesetzbl. I S. 529) verordnet die Bundes¬ 
regierung: 

§ I 

Ini Deutschen Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 
II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
der Anhang Zollkontingente.'2 mit Wirkung vom 
1. Januar 1970 nach Maßgabe der .Anlage ergänzt. 

Bonn, den 19. Juni 1970 

Der Bundt 
Bra 


li 1970 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgosetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


iskanzler 

idt 


Der Bundesminister der Fi; 
Möller 


in 


Anlage 

(zu § 1) 


Tai ifslclte 

W a r e n b e •/. e i c h u u u cj 

Zollsiitz 

, 


allgemein 

ermäßigt 

aus 78,01 - ,A 

Rohblei mit einem Gehalt an Silber von 0,01 Gewichts¬ 
hundertteil oder mehr, zum Raffinieren (Werkblei), 

60 000 t vom 1. Januar 1970 bis 31. Dezember 1970, zur 
Verarbeitung im Zollgebiet bestimmt . 

frei 


aus A 

Rohblei, raffiniert, mit einem Gehalt an Blei von 
99,99 Gewichtshundertteilen oder mehr, und Kabeiblei- ; 
legierungen, 16 000 t vom 1. Januar 1970 bis 31. Dezember 
1970, zur Verarbeitung im Zollgebiet bestimmt . 

lioi 


aus 79,01 - A 

Rohzink mit einem Gehalt an Zink von 99,995 Gewichts¬ 
hundertteilen oder mehr (Feinstzink), 20 000 t vom 1. Ja¬ 
nuar 1970 bis 31.Dezembei 1970, zur Verarbeitung im 
Zollgebiet bestimmt . 

Iroi 

_ 







